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Das neue verkehrspolitische Konzept 
der Bundesregierung

Verkehrspolitik

Hellmuth St. Seldenfus, Münster

Mit dem Anliegen, „Verkehrspolitik für den 
Menschen zu betreiben“ (S. 2) ’), unterbrei

tete der Bundesminister für Verkehr Lauritzen 
eine neue verkehrspolitische Konzeption „allen 
Bürgern unseres Landes zur Diskussion und zur 
kritischen Würdigung“ (S. 2). Folgt man dieser 
Aufforderung, so wird man sich die Frage vor
legen müsseri, ob und inwieweit die vorgeschla
genen Wege zur Lösung aktueller Verkehrspro
bleme den Erfordernissen einer sachlich begründ
baren Politik genügen.

Beurteilungskriterien der Konzeption

Das Bemühen, diesem Rationalitätsanspruch 
nachzukommen, ist unverkennbar, fühlte sich doch 
„der verantwortliche Minister. . .  aufgefordert,
□  die wichtigsten Daten und Fakten für die Aus
gangslage zusammenzutragen,
□  . . .  die Ziele zu bestimmen und deutlich zu 
markieren,
n  ■ ■ ■ die vorgesehenen Maßnahmen zu einem 
in sich geschlossenen Konzept“ (S. 2) zu ver
einigen.

Entscheidend für die Beurteilung des verkehrs
politischen Konzepts ist allerdings nicht die for
male Gliederung des „Kursbuchs für die Ver
kehrspolitik“ in „Lage“ , „Ziele“ und „Maßnah
men“ , sondern die Qualität der inhaltlichen Auf
füllung dieser konstitutiven Merkmale rationalen 
Handelns. So ist also konkret zu fragen:
□  Liefert die Auswahl und Interpretation der em
pirischen Daten eine sachgerechte Beurteilung der 
Ausgangslage?
□  Entspricht die Art und Weise der Zielfindung 
und -formuiierung den gestellten Anforderungen?
□  Sind die vorgesehenen Maßnahmen geeignet, 
die verkehrspolitischen Zielsetzungen zu er
reichen?

Nur wenn diese Fragen bejaht werden und die 
Konzeption umfassend, ln sich geschlossen und 
frei von ideologischen Irrationalismen ist, ver
dient das jüngste verkehrspolitische Programm 
das Prädikat „rational“ .

' Schwerpunkte des Verkehrskonzepts

Das vom Bundesverkehrsminister vorgelegte 
„Kursbuch“ soll den verkehrspolitischen Teil der 
Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 ver
tiefen und erweitern (S. 3). Dort finden sich als 
Schwerpunkte
n  die Sanierung der Deutschen Bundesbahn 
(DB),
□  die vorrangige Behandlung des öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV), einschließlich der 
Finanzierung hieraus abgeleiteter Maßnahmen 
über die Mineralölsteuer, und
□  die Erhöhung der Verkehrssicherheit.

Da es in den vergangenen Jahren nicht gelang, 
die Ertragslage der DB zu verbessern, ihre wach
senden Defizite vielmehr die Bundeshaushalte 
immer stärker belasten, bleibt die Sanierung der 
DB nach wie vor ein Hauptziel der Verkehrspoii- 
tik. In der generellen Ausrichtung der Maßnah
men ist gegenüber dem „Verkehrspolitischen Pro
gramm für die Jahre 1968 bis 1972“ (Leber-Plan) 
jedoch ein Wandel festzustellen. Schwerpunkt-
') Die im Text angegebenen Seitenzahlen beziehen sich auf: 
Der Mensch hat Vorfahrt. Kursbuch für die Verl<ehrspo!itil<. Ein 
Konzept des Bundesministers für Verkehr Dr. Lauritz Lauritzen.

Prof. Dr. Hellmuth St. Seldenfus, 48, ist Di
rektor des Instituts für Verkehrswissenschaf
ten an der Universität Münster. Seine Spe
zialgebiete sind Wirtschaftsforschung, Wett- 
bewerbspoiitik. Regional- und Verkehrs
politik.
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mäßig wird nun auf die Schaffung solcher Rah
menbedingungen abgestellt, die die DB in die 
Lage versetzen sollen. In eigenverantwortlicher 
Betriebsführung eine wirtschaftliche Konsolidie
rung zu erreichen.

Im Bereich des Straßenverkehrs haben sich die 
Schwerpunkte völlig verlagert. Sah der „Leber- 
Plan“ noch die Überlastung des Fernstraßen
netzes als vorrangiges Problem, dessen Lösung 
ein bedeutender Teil der Maßnahmen gewidmet 
war, so stehen im „Kursbuch“ die Folgen des 
wachsenden Verkehrs ln den Ballungsgebieten 
im Mittelpunkt. Anlaß dieser „Neuorientierung“ 
war zweifellos der „Druck aktueller Probleme“ 
(S. 2), also
□  die analog zur DB ständig wachsende Be
lastung der Gemelndehaushalte durch die stei
genden Defizite der öffentlichen Nahverkehrs
betriebe und
□  die durch den zunehmenden Individualverkehr 
in den Ballungszonen eingetretenen negativen 
Begleiterscheinungen (Lärm, Abgase, Stauungen 
usw.).

Angesichts der Tatsache, daß beide eng mitein
ander verbundenen Sachverhalte in den letzten 
Jahren zu zentralen Themen der gesellschafts
politischen Diskussion wurden, überrascht es 
wenig, daß sich über die Hälfte des „Kursbuchs“ 
mit dem Verhältnis Individualverkehr — öffent
licher Verkehr befaßt, womit die gesellschafts
politische Bedeutung der Verkehrspolitik zwangs
läufig in den Vordergrund rückt. Ähnliches gilt 
für die Sicherheit im Straßenverkehr, die im Ver
gleich zum „Leber-Plan“ ausführlich behandelt 
wird.

Die hier zum Ausdruck kommende „Kurskorrek
tur“ (Lauritzen) in der Verkehrspolitik zugunsten 
des Personen(nah)verkehrs steht zwar im Ein  ̂
klang mit der verkehrspolitischen Diskussion in 
der Öffentlichkeit, gleichwohl ist kritisch anzu
merken, daß die Probleme des Güterverkehrs 
damit nur als zweitrangig erscheinen müssen. 
Hier beschränkt sich der Verkehrsminister sogar 
weitgehend auf eine Fortschreibung der bisheri
gen Politik, obgleich es in der Vergangenheit an 
fundierten Einwendungen sicherlich nicht man
gelte.

Einseitige Lageanalyse

Ein derartiger Kurswechsel in der Verkehrspolitik 
muß, so darf man erwarten, auf einer sachlichen, 
fundierten Analyse der Ausgangslage basieren. 
In diesem Zusammenhang ist es zweifellos be
grüßenswert, daß die verkehrspolitischen Ent
scheidungen in Zukunft stärker als bislang aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht erfolgen sollen )̂. 
Diese Absicht dokumentiert sich im „Kursbuch“ in

der ausgiebigen Verwendung von Nutzen- und 
Kostenargumenten. Es ist sicherlich zutreffend, 
daß es „einer gesamtwirtschaftlichen Verkehrs
bilanz bedarf, um erkennen zu können, ob und 
inwieweit verkehrspolitische Maßnahmen zu volks
wirtschaftlichen Erträgen und Verlusten führen“ 
(S. 7); es kann auch weiterhin nicht übersehen 
werden, daß die derzeit vorhandenen „Unterla
gen noch unvollständig“ (S. 7) sind. Um so sorg
fältiger sollte allerdings die Auswahl und Inter
pretation der Daten erfolgen. Diesen Erfordernis
sen genügt das „Kursbuch“ jedoch nur unzu
reichend.

Die Auswahl der Daten verfolgt offenkundig den 
Zweck, den Straßenverkehr als ein „gesamtwirt
schaftlich teures Beförderungssystem“ (S. 7) aus
zuweisen. Dieser Nachweis gelingt dadurch, daß
□  die volkswirtschaftlichen Kosten des Straßen
verkehrs betont werden,
□  sein Nutzen unerwähnt bleibt und
□  auf den Vergleich mit Kosten und Nutzen an
derer Beförderungssysteme völlig verzichtet wird.

Abgesehen davon, daß es dem Bundesverkehrs
ministerium erstaunlicherweise offenbar gelungen 
ist, etwa die volkswirtschaftlichen Stauungskosten, 
die direkten, und indirekten Kosten der Unfälle 
und der Verhinderung von Umweltbelastungen 
durch Fahrzeuge sowohl quantitativ zu erfassen 
als auch in Geldeinheiten zu bewerten (zusam
men: 33 Mrd. DM; vgl. S. 8), obwohl -  zugegebe
nermaßen — noch „an der Quantifizierung dieser 
Wirkungen gearbeitet“ (S. 7) wird, ist weiterhin 
die Interpretation der ausgeführten Daten durch
aus anfechtbar.

Rechtfertigung von Werturteilen

Wenn etwa die Verschlechterung der Ertragslage 
der öffentlichen Verkehrsunternehmen, die stei
gende Zahl der Verkehrsunfälle und die zuneh
mende Beeinträchtigung der „Qualität des Le
bens“ ausschließlich dem wachsenden Individual
verkehr zur Last gelegt werden, drängt sich der 
Verdacht auf, daß die Lageanalyse nur solche 
Angaben enthält, die zur Untermauerung bereits 
vorab gefällter Zielvorstellungen (Priorität für den 
öffentlichen Verkehr) herangezogen werden kön
nen: Jede Maßnahme, die das Wachstum des In
dividualverkehrs beschneidet und den öffentli
chen Verkehr unterstützt, ist gemäß dieser Aus
wahl und Interpretation der empirischen Unter
lagen volkswirtschaftlich „b illig“ und läßt damit 
auch beispielsweise die vorgesehene Unterstüt
zung des öffentlichen Nahverkehrs zu Lasten des 
individuellen Konkurrenten ohne nähere Begrün
dung als volkswirtschaftliche Notwendigkeit er-
2) Vgl. L. L a u r i t z e n :  Kurskorrektur in der Verkehirspoiitik. 
In: DVZ, 27. Jg. (1973), Nr. 69 v. 9. 6. 1973.

412 WIRTSCHAFTSßlENST 1973A/III



VERKEHRSPOLITIK

scheinen. Dabei bestehen grundsätzlich keine 
Einwendungen gegen die Absicht, öffentliche Nah
verkehrssysteme zu fördern, sofern, diese Priori
tätensetzung im demokratischen Willensbildungs
prozeß erfolgt und im Interesse (der Mehrheit) 
der Bevölkerung liegt.

Die nachträgliche Rechtfertigung solcher Wert
urteile mittels Kosten-Nutzen-Rechnungen, die 
den Anschein von Objektivität erwecken, muß 
jedoch notwendigerweise scheitern. Selbst sorg
fältig durchgeführte quantitative Analysen hätten 
politische Entscheidungen nicht erübrigen^), also 
den Verkehrsminister von seiner zukunftsorien
tierten Gestaltungsaufgabe (Prioritätenbestim
mung) entbinden können, sondern nur die (unab
dingbar notwendige) sachliche Fundierung der 
Entscheidungsfindung erlaubt. Das einseitige Vor
gehen im „Kursbuch“ ist jedoch insgesamt ge
eignet, volkswirtschaftliche Kalküle als nützliche 
Hilfsmittel der politischen Entscheidungsfindung 
zu diskreditieren.
Zentrales Anliegen der neuen verkehrspolitischen 
Konzeption ist die Beeinflussung der Verkehrs
verteilung zwischen Individual- und öffentlichem

Verkehr. Als wichtigste Maßnahmen, die ausführ
licher im „Konzept zur Verbesserung des öffent
lichen Personennahverkehrs“ '*) vorgestellt und 
teilweise bereits eingeleitet wurden, sind zu 
nennen:
□  beschleunigter Ausbau der Infrastruktur des 
ÖPNV {Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz),
□  Verbesserung der Ertragslage der Unterneh
men (Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Lasten, 
Umsatzsteuerrückvergütung usw.),
□  Neuordnung des fließenden und ruhenden 
Verkehrs.
Besondere Beachtung verdient hier die Auswei
tung der Finanzierung des kommunalen Investi
tionsbedarfs über die Mineralölsteuer, die sich 
dadurch mehr und mehr von einer Gebühr für die 
Benutzung von Straßen in eine allgemeine Finan
zierungsquelle des Staates wandelt. Diese wei
tere Einschränkung der Zweckbindung bedeutet
3) Vgl. U. M e y k e :  Hilfsmittel der Verkehrslnfrastrukturplanung: 
hJutzen-Kosten-Analysen oder Koslen-WIrksamkelts-Analysen? In; 
Internationales Verkehrswesen, 24. Jg. (1972), S. 146.
■*) Vgl. Konzept zur Verbesserung des öffentlichen Personennah
verkehrs. In: Schriftenreihe des Bundesministers für Verkehr, 
Heft 41, Hof/Saale 1972.

VICTORIA
VICTORIA-Versicherungsgruppe Ende 1972;

12,2 Millionen Lebens-, Unfall-, Haftpflicht-, Kraftfahrt-, 
Rechtsschutz-j Sach- undlransport-Versicherungen. 

1,4 Milliarden DM Gesamtprämieneinnahme.
13,1 Milliarden DM Lebensversicherungsbestand. 

4,4 Milliarden DM Sicherheitsmittel.

.Versicherungen in guter Hand.
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unmittelbar eine Beeinträchtigung der Wettbe
werbsposition des individuellen Kraftverl<ehrs. 
Sie könnte nur akzeptiert werden, wenn sich 
nachweisen ließe, daß dies der geeignetste Weg 
wäre, bestimmte Ziele im Sektor des Personen
nahverkehrs zu erreichen. Das „Kursbuch“ ver
zichtet jedoch, wie auch das „Nahverkehrskon
zept“ , auf die Vorstellung konkreter Ziele, die 
als Maßstab hätten dienen können. Ohne eine 
Operationalisierung der qualitativen und quantita
tiven Ansprüche an die öffentlichen Verkehrs
systeme, die allein ihre Erfüllung nachprüfbar 
machen würde, bleibt die Investitionsbedarfs
rechnung®) unbefriedigend, eine rationale Ver
wendung öffentlicher Mittel ist nicht gewährleistet.

Ungewisse Erfoigsaussichten

Abgesehen davon, daß die im „Kursbuch“ erho
bene Behauptung, die Ausgaben von Bund, Län
dern und Gemeinden für den Straßenverkehr 
seien während der letzten 20 Jahre höher als die 
entsprechenden Einnahmen gewesen, nicht un
widersprochen bleiben^) darf, ist weiterhin un
geklärt, ob diese Maßnahmen tatsächlich zu 
einer Einschränkung des Individualverkehrs füh
ren können. Der gewünschte Effekt bleibt so lange 
unwahrscheinlich, als nicht gleichzeitig eine (qua
litative und quantitative) Ausweitung des Ange
bots an öffentlichen Verkehrsleistungen erfolgt. 
Die Vertröstung auf langfristig zu erwartende Ver
besserungen (Investitionsprogramm) stellt keinen 
Beitrag zur Lösung aktueller Verkehrsprobleme 
in Ballungsgebieten dar. Die Vorstellungen schließ
lich, wie dringend notwendige kurzfristige Ver
besserungen erreicht werden könnten (Koopera
tion, organisatorische Maßnahmen) gehen nicht 
über allgemeine Absichtserklärungen hinaus. Der 
Abstand zwischen Wunsch und Wirklichkeit wird 
hier allzu deutlich.

Spürbare Belastungen treten darüber hinaus we
gen der absolut höheren Fahrleistungen in erster 
Linie nicht im innerstädtischen Verkehr, sondern 
im Flächenverkehr ein. Damit wird hauptsächlich 
der Verkehr betroffen, der über keine Ausweich
möglichkeiten verfügt. Wie diese Wirkung mit der 
Absicht der Förderung der Verkehrserschließung 
schwach strukturierter Räume („mehr Mittel für den 
Straßenbau außerhalb der Ballungsgebiete“ , S. 18) 
in Einklang zu bringen ist, bedarf wohl ebenfalls 
einer näheren Begründung.

Gefalir der Finanzmittelvergeudung

Die Notwendigkeit der Sanierung öffentlicher 
Verkehrsbetriebe ist ebenso unbestritten wie die 
Verpflichtung des Staates, die aus den „gemein
wirtschaftlichen Belastungen“ resultierenden Er
tragseinbußen nach einheitlichen Richtlinien ab
zugelten. Voraussetzung dafür, daß die zuneh

mende Betonung der gesellschaftlichen Bedeu
tung öffentlicher Nahverkehrssysteme nicht zu 
einem in seiner Effizienz unkontrollierbaren Sub
ventionierungssystem führt, Ist die Definition der 
„gemeinwirtschaftlichen Belastungen“ , die wie
derum eine Konkretisierung der gesellschafts
politischen Ziele erfordert. Sonst besteht die Ge
fahr einer Vergeudung von Finanzmitteln, inso
fern die Verkehrsbetriebe unwiderlegbar jedes 
Defizit als Beitrag zum „Gemeinwohl“ ausweisen 
können und der Druck auf eine eigenwirtschaft
liche Betriebsführung reduziert wird.

Während das „Kursbuch“ keinerlei konkrete Hin
weise zur Lösung dieses Problems enthält, zeigt 
das „Nahverkehrskonzept“ mit der vorgesehenen 
Vereinheitlichung des Ausgleichsverfahrens bei 
allen sonstigen Mängeln positive Ansätze, wenn
gleich zu befürchten ist, daß erhebliche Verwal
tungslasten entstehen, sofern die Widerstände in 
den Ländern überhaupt eine Verabschiedung der 
Vorschläge erlauben.

Deutliche Bevorzugung der DB

Während im „Leber-Plan“ ein breiter Katalog von 
Maßnahmen zur Verbesserung derwirtschaftlichen 
Lage der DB vorgesehen war, das Kernproblem , 
allerdings, nämlich für die DB die „Möglichkeiten 
und Leistungszwänge einer selbstverantwortli
chen Unternehmensführung“ ^  zu schaffen, un
gelöst blieb, muß im „Kursbuch“ ein Fortschritt 
in dieser Richtung gesehen werden. Die volle 
Unterstützung der offiziellen Bundesbahnpolitik 
durch die Bundesregierung läßt erkennen, wie 
weitgehend beide Konzeptionen sowohl hinsicht
lich der Investitions- als auch der begleitenden 
Koordinationspolitik (Ordnungspolitik) überein
stimmen, wenngleich die Akzente z. B. bezüglich 
der Abfolge von Expansions- und Konzentrations
phase der DB anders gesetzt sind.

Die im „Kursbuch“ vorgesehene Investitionspoli
tik stützt sich auf die von der DB erstellten Nach
frageprojektionen bis 1985, die wegen zahlreicher 
Mängel berechtigte Einwendungen hervorgerufen 
haben, handelt es sich doch um eine künftige 
wirtschaftliche und verkehrspolitische Änderun
gen nicht berücksichtigende Status-quo-Prognose 
bei für die DB „günstigen“ Schätzungen. Schwer
wiegender ist allerdings, daß Aussagen darüber, 
wie der hohe Investitionsbedarf finanziert werden 
soll, im „Kursbuch" nicht enthalten sind. Die Be
schlüsse der Bundesregierung vom 18. Februar
5) Vgl. Konzept zur Verbesserung des öffentlichen Personennah
verkehrs, a .a .O ., S. 23 ff., S. 76ff.
<s) Vgl. Aufkommen an Sonderabgaben des Kraftverkehrs (in: 
Tatsachen und Zahlen aus der Kraftverkehrswirtschaft. Hrsg.: 
VDA, 36. Folge 1972) im Vergleich zur Finanzierung der Aus
gaben für das Straßenwesen (In: Wirtschaft und Statistik, 1971, 
Heft 6).
7) R. W i i i e k e ,  G. A b e r l e :  Thesen zur Sanierung der 
Deutschen Bundesbahn, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 
44. Jg. (1973), S. 48.
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1973, nach denen ab 1. Juli 1973 die Hälfte der 
Mineralölsteuereinnahmen „auch für verkehrs
politische Zwecke im Bereich des Bundesmini
sters für Verkehr“ verwendbar sein sollen®), las
sen vermuten, daß der allgemeine Kraftverkehr 
auch in diesem Fall als Finanzierungsquelle zu
gunsten des Konkurrenten DB angesehen wird, 
ohne daß eine detaillierte Begründung für die 
einseitige Wettbewerbsverschlechterung des Kraft
verkehrs erfolgt. In diese Richtung deuten auch 
die weiteren Ziele und Maßnahmen, die insge
samt eine deutliche Bevorzugung der DB erken
nen lassen.

Für die (notwendige) Abdeckung der gemein
wirtschaftlichen Lasten der DB gelten die Anmer
kungen im Zusammenhang mit dem öPNV ana
log. Bei der konkreten Ausgestaltung der Aus
gleichszahlungen wird es darauf ankommen, wie 
der Gefahr entgangen werden kann, daß außer 
einer buchhalterischen Trennung keine weiteren 
Effekte auf das Kostenverhalten im Leistungsbe
reich, d. h. Anreize zur Kostenminimierung, aus
gehen. Darüber hinaus läßt das „Kursbuch“ eine 
klare Aussage darüber vermissen, daß auch der 
Leistungsbereich „Kleingutverkehr“ nicht länger 
zur sogenannten Daseinsvorsorge zu zählen ist, 
zumal doch die vorgesehene Rationalisierung -  
nicht zuletzt durch Kooperation mit dem privaten 
Verkehrsgewerbe — sowie die stärkere Kosten- 
bzw. Marktorientierung der Preise eine wirtschaft
lichere Erfüllung dieser Verkehrsaufgabe in der 
Zukunft erhoffen lassen.

Verstärkte Erfoigskontrolien

Zu begrüßen ist die im „Kursbuch“ geäußerte 
Absicht, daß „für die einzelnen Verkehrsbereiche 
...entsprechend ihrer verkehrspolitischen Ziel
setzung unterschiedliche Maßstäbe für die Lei
stungserstellung vorgegeben“ (S. 21) und die 
Erfolgskontrollen durch den Bund verstärkt wer
den sollen (S. 21). Dabei ist jedoch zu bedenken, 
daß dieses Vorhaben nur auf der Basis konkreter 
Zielvorstellungen zu realisieren ist.

Zwei weitere Punkte verdienen Erwähnung. Zum 
einen ist auf die Wirkung aufmerksam zu machen, 
die durch die Aufstockung des Eigenkapitals in
folge der Abnahme von Altschulden durch den 
Bund eintritt. Willeke und Aberle weisen darauf 
hin, daß durch einen fehlenden Zwang zur Eigen
kapitalverzinsung das im Sachanlagevermögen 
gebundene Kapital künstlich verbilligt wird. „Es 
erfolgt insoweit eine globale Subvention in Höhe 
von rd. 2,2 Mrd. DM, die finanz- und wettbewerbs
politisch nicht übersehen werden darf’ ).“ Zum 
weiteren fehlt für die Wegekosten-Ausgleichszah-
8) Vgl. Kritik an den Bonner Steuerbesclilüssen. In: DVZ, 27. Jg. 
(1973), Nr. 22 v. 20. 2.1973.
») Vgl. R. W i l l e k e .  G. A b e r I e . a. a. O., S. 45.

lung im Verhältnis zur Binnenschiffahrt eine öko
nomische Begründung. Die Tatsache, daß die 
Binnenschiffahrt aus verschiedenen Gründen 
nicht voll herangezogen wird, ihren Anteil an den 
ihr zurechenbaren Kosten aller Wasserwege zu 
tragen, ist kein Argument, der DB die gleiche Be
vorzugung zu gewähren.

Übrige Verkehrsbereiche

Gegenüber den beiden Komplexen des öffent
lichen Verkehrs (öPNV und DB) weisen die übri
gen Bereiche der Verkehrspolitik -  gemessen 
an dem, was an neuen Vorstellungen im „Kurs
buch“ hierzu entwickelt wurde — eine geringere 
Bedeutung auf.
□  In der Preis- und Kapazitätspolitik sowie der 
EWG-Verkehrspolitik ist eine Fortsetzung der bis
herigen Politik festzustellen.
□  Die weitere Liberalisierung in der Preispolitik 
kann — bedenkt man die intensive Unterstützung 
der DB und die verstärkte Belastung des Kraft
wagenverkehrs — zu einer Verschlechterung der 
Wettbewerbsposition für den Kraftwagenverkehr 
führen.
□  Im Vergleich zum „Leber-Plan“ wird den Be
reichen der Verkehrssicherheit und der Umwelt
schutzpolitik verstärkte Aufmerksamkeit ge
schenkt. Die Aussagen sind allerdings zum größ
ten Teil wenig konkret; auf eine operationale Ziel
formulierung, die allein eine fundierte Kritik er
lauben könnte, wurde verzichtet.
□  Für die Infrastrukturpolitik wird für diesen 
Sommer ein Bundesverkehrswegeprogramm an
gekündigt. Der Aufbau des Programms (S. 30) 
gibt zur Hoffnung auf eine rationale Planung An
laß, scheint es doch so, daß die wichtigsten De
terminanten einer „integrierten“ Bundesverkehrs
wegeplanung berücksichtigt werden sollen.

Breiter Interpretationsspielraum

Soweit die bisherige Reaktion der Öffentlichkeit 
auf das „Kursbuch“ zu überblicken ist, fällt sie 
im Vergleich zum „Leber-Plan“ entschieden ge
mäßigter aus. Eine eindeutige Ablehnung des 
Programms — bei vielfacher Kritik in den Einzel
heiten — ist bei keiner maßgeblichen Organisation 
im Verkehrssektor festzustellen. Dies kann aller
dings kaum als Indiz für die Qualität des „Kurs
buchs“ angesehen werden, sondern ist wohl eher 
eine Folge der vielfach recht geringen Konkre
tisierung der Zielvorstellungen, die einen sehr 
breiten Interpretationsspielraum lassen. Da zudem 
der Finanzbedarf und vor allem die Finanzierungs
quellen im „Kursbuch“ nicht präzise bestimmt 
werden, fehlt bei den betroffenen Wirtschafts
kreisen zwangsläufig noch das Bewußtsein, zu den 
„Zahlern“ des Programms zu gehören.
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